
 

Bekanntmachung  
 

über die Auslegung des obligatorischen Rahmenbetriebsplanes  
im bergrechtlichen Planfeststellungsverfahren zum Vorhaben  
"Erweiterung des Kiessandtagebaus Müncheberg-Vorheide II" 
auf der Gemarkung Müncheberg in der Stadt Müncheberg und 

auf der Gemarkung Waldsieversdorf in der Gemeinde Waldsieversdorf 
jeweils im Landkreis Märkisch-Oderland 

 
vom 30. Juli 2026 

 
I. 
 

Die Heidelberg Materials Mineralik DE GmbH, Karl-Marx-Straße 98 in 15751 Königs Wuster-
hausen hat beim Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe des Landes Brandenburg 
die Durchführung eines bergrechtlichen Planfeststellungsverfahren mit Umweltverträglich-
keitsprüfung für das oben genannte Vorhaben gemäß § 52 Absatz 2a und § 57a 
Bundesberggesetz (BBergG) in Verbindung mit dem Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) und nach § 5 BBergG in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Satz 1 und § 10 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg (VwVfGBbg) sowie den §§ 72 
bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) beantragt.  
 
Das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe ist die für das Verfahren und für die 
Entscheidung über die Zulässigkeit des oben genannten Vorhabens zuständige Anhörungs- 
und Planfeststellungsbehörde gemäß § 1 Absatz 1 der Verordnung über die Zuständigkeiten 
nach dem Bundesberggesetz (Bergbehörden-Zuständigkeitsverordnung – BergbhZV). 
 
Die Eröffnung des bergrechtlichen Planfeststellungsverfahrens zum oben genannten 
Vorhaben wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
 

II. 
 
Die Heidelberg Materials Mineralik DE GmbH plant die Erweiterung des Kiessandtagebaus 
Müncheberg-Vorheide II zur Rohstoffsicherung am Standort und zur Versorgung des 
regionalen Marktes mit hochwertigen Betonzuschlägen sowie zur Aufrechterhaltung der 
Kalksandsteinproduktion. Das Vorhaben umfasst eine Gesamtfläche von 45,9 ha (unverritzte 
potenzielle Abbaufläche im Trockenschnitt rund 41,6 ha). Die Gewinnung der ausgewiesenen 
Nutzschicht erfolgt nach wie vor ausschließlich im Trockenschnitt. 
 
Gegenstand des Erweiterungsvorhabens sind folgende Tätigkeiten: 

 Erweiterung der Rohstoffgewinnung im Trockenschnitt im Tagebau Müncheberg-
Vorheide II mit einer jährlichen Produktion von 300.000 t/a 

 Einbau der nicht verwertbaren, tagebaueigenen Materialien in einem Teilbereich im 
Südosten der Erweiterungsfläche (ca. 4,6 ha) 

 Wiedernutzbarmachungs- und Ausgleichsmaßnahmen für die Flächeninanspruch-
nahme durch den Rohstoffabbau 



 

 Fortbetreiben der bestehenden stationären Aufbereitungsanlage und Förderband-
technik am bestehenden Standort im Tagebau Müncheberg-Vorheide II 

 

III. 
 
Für die beabsichtigte Erweiterung des Kiessandtagebaus Müncheberg-Vorheide II ist gemäß 
§ 9 Absatz 1 Nummer 1 UVPG in Verbindung mit § 1 Satz 1 Nummer 1b) aa) der Verordnung 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau) eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung vorzunehmen, da die Größe der beanspruchten Abbaufläche 
des Erweiterungsvorhabens mehr als 25 ha beträgt. 

 
Bestandteile des vorliegenden obligatorischen Rahmenbetriebsplans sind: 

 Topografische Karten und Lagepläne 
 Nachweise der rechtlichen Verhältnisse 
 Vorliegende Abstimmungen / Erlaubnisse / Genehmigungsbescheide / 

Vereinbarungen 
 Geologische, hydrogeologische und hydrologische Unterlagen 
 Technische Unterlagen 
 Schallimmissionsprognose nach TA Lärm 
 Schallimmissionsprognose nach TA Luft 
 Landschaftspflegerischer Begleitplan 
 FFH-Vorprüfung FFH-Gebiet „Gumnitz und Großer Schlagenthinsee“ 
 FFH-Vorprüfung FFH-Gebiet „Rotes Luch Tiergarten“ 
 FFH-Verträglichkeitsprüfung SPA-Gebiet „Märkische Schweiz“ 
 Umweltverträglichkeitsprüfung -> UVP-Bericht  
 Allgemeinverständliche, nichttechnische Zusammenfassung 
 Artenschutzfachbeitrag 
 Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie 

 
Das Vorhaben befindet sich in den im Betreff genannten Gemeinden im Landkreis Märkisch-
Oderland. 
 

IV. 
 
Die Planunterlagen werden in der Zeit von 
 
Donnerstag, den 13. August 2026 bis einschließlich Montag, den 14. September 2026 

 
auf der Internetseite der Stadt Müncheberg an folgender Stelle zugänglich gemacht: 
https://www.stadt-muencheberg.de/startseite (Bauen & Wohnen -> Bauleitplanung -> laufende 
Verfahren / Bekanntmachungen) 
 
und bei der folgenden Stelle für jedermann zur Einsichtnahme in Papierform ausgelegt: 

Stadt Müncheberg, Bürgerbüro, 1. Etage, Rathausstraße 1, 15374 Müncheberg 
 
während der Öffnungszeiten:  Dienstag 09:00 – 12:00 Uhr 
       13:00 – 18:00 Uhr 
 



 

     Donnerstag  13:00 – 16:00 Uhr 
 
Zusätzlich können die Unterlagen während der Auslegung auch im Internet auf der 
Internetseite des LBGR unter https://lbgr.brandenburg.de/lbgr/de/ (Bergbau -> 
Planfeststellungs- und Betriebsplanverfahren, Steine-/ Erden- und Bohrlochbergbau -> 
Bekanntmachungen ->  Planfeststellungsverfahren nach § 52 Absatz 2a in Verbindung mit 
§§ 57a und 57b BBergG -> Kiessandtagebau Müncheberg-Vorheide II) aufgerufen werden.  
 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung und die zugänglich zu machenden Unterlagen sind 
während des oben genannten Auslegungszeitraumes zusätzlich auch im UVP-Portal unter 
https://www.uvp-verbund.de/  einsehbar. 
 

V. 
 

1. Die betroffene Öffentlichkeit kann gemäß § 73 Absatz 4 Satz 1 VwVfG sowie nach § 57a 
Absatz 1 Satz 5 BBergG in Verbindung mit § 21 Absatz 2 UVPG bis einen Monat nach 
Ablauf der Auslegungsfrist, das heißt 
 

bis einschließlich Mittwoch, den 14. Oktober 2026 
 

bei der Stadt Müncheberg, Rathausstraße 1, 15374 Müncheberg oder 
 
beim Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe, Inselstraße 26, 03046 Cottbus (als 
Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde) 
 
schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen gegen den Plan erheben oder sich dazu 
äußern. Eine Einwendungserhebung in elektronischer Form per E-Mail ist unzulässig. 
 
Betroffene Öffentlichkeit ist jede Person, deren Belange durch die Zulassungsentschei-
dung oder den Plan berührt werden. Hierzu gehören auch Vereinigungen, deren 
satzungsmäßiger Aufgabenbereich durch die Zulassungsentscheidung oder den Plan be-
rührt wird, darunter auch Vereinigungen zur Förderung des Umweltschutzes (§ 2 Absatz 9 
UVPG). Da das Vorhaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, wird darauf 
hingewiesen, dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen zugleich die 
Beteiligung der Öffentlichkeit hinsichtlich der Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß 
§ 19 UVPG umfasst.  
 
Die vorstehenden Regelungen gelten gemäß § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG entsprechend 
für Stellungahmen und Äußerungen von Vereinigungen zu dem Plan, die aufgrund einer 
Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der 
Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG einzulegen. 

 
Die Einwendungen und Äußerungen müssen zumindest den Namen sowie die volle 
Anschrift der jeweiligen Person enthalten. Sie sollten den geltend gemachten Belang und 
das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. Bei Eigentumsbeeinträchtigungen sollten 
in den Einwendungen möglichst die Flurstücknummer und die Gemarkung des jeweils 
betroffenen Grundstückes angegeben werden. Unberücksichtigt bleiben vor Beginn der 
Auslegung erhobene Einwendungen und Äußerungen.  

 



 

Bei Einwendungen oder Äußerungen, die mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten 
unterzeichnen oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte einreichen (gleichförmige 
Eingaben), ist gemäß § 17 Absatz 1 VwVfG auf jeder mit einer Unterschrift versehenen 
Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen 
Unterzeichner zu bezeichnen, soweit nicht ein Bevollmächtigter bestellt ist. Anderenfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 17 Absatz 2 VwVfG). Die 
Behörde kann ferner gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt lassen, als 
Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht, unvollständig oder unleserlich 
angegeben haben. Das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe wird 
gleichförmige Eingaben, die den genannten geforderten Angaben nicht entsprechen, 
gemäß § 17 Absatz 2 VwVfG unberücksichtigt lassen.  
 

2. Mit Ablauf der oben genannten Einwendungs- und Äußerungsfrist sind für das Verfahren 
über die Zulässigkeit des Vorhabens alle Einwendungen und Äußerungen ausgeschlos-
sen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (gemäß § 73 Absatz 4 Satz 
3 VwVfG sowie § 57a Absatz 1 Satz 5 BBergG in Verbindung mit § 21 Absatz 4 Satz 1 
UVPG). Stellungnahmen der anerkannten Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist für 

das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens ebenfalls ausgeschlossen (§ 73 
Absatz 4 Satz 3 bis 6 VwVfG). Diese Folge gilt nur für das Planfeststellungsverfahren 
selbst, nicht aber in etwaigen Rechtsbehelfsverfahren gegen einen 
Planfeststellungsbeschluss. 

 
3. Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Äußerungen, die rechtzeitig abgegebenen 

Stellungnahmen der anerkannten Vereinigungen sowie die Stellungnahmen der beteiligten 
Behörden zu dem Rahmenbetriebsplan werden nach Ablauf der Einwendungs- und 
Äußerungsfrist  gemäß § 73 Absatz 6 Satz 1 VwVfG in einem Termin mit den Behörden, 
den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen 
abgegeben haben, erörtert (Erörterungstermin).  

 
Der Erörterungstermin kann durch eine Onlinekonsultation oder mit Einwilligung der zur 
Teilnahme Berechtigten durch eine Video- oder Telefonkonferenz ersetzt werden (§ 27c 
Absatz 1 VwVfG). Den Termin für die Erörterung oder die Onlinekonsultation macht das 
Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe mindestens eine Woche vorher ortsüblich 
bekannt (§ 73 Absatz 6 Satz 2 in Verbindung mit § 27a Absatz 1 Satz 1 VwVfG). 
Grundsätzlich werden die Behörden, die Heidelberg Materials Mineralik DE GmbH als 
Träger des Vorhabens sowie diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen 
oder Äußerungen abgegeben haben, von dem Erörterungstermin oder der 
Onlinekonsultation gesondert benachrichtigt (§ 73 Absatz 6 Satz 3 VwVfG).  
 
Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der Heidelberg Materials Mineralik DE 
GmbH mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, können diese Benachrichtigungen 
nach § 73 Absatz 6 Satz 4 VwVfG durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Bei 
Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt wer-
den (§ 73 Absatz 5 Satz 2 Nummer 3 VwVfG). Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

 
4. Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, die Erhebung von 

Einwendungen und das Vorbringen von Äußerungen, die Abgabe von Stellungnahmen, für 
die Teilnahme am Erörterungstermin oder für die Bestellung eines Bevollmächtigten 
entstehen, werden nicht erstattet. 



 

 
5. Über die Zulässigkeit des Vorhabens und die erhobenen Einwendungen und Äußerungen 

sowie die abgegebenen Stellungnahmen entscheidet das Landesamt für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe als Planfeststellungsbehörde nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens. Dieses entscheidet auch über die Verlängerung beantragter 
wasserrechtlicher Erlaubnisse. Als mögliche Entscheidungen kommen die Zulassung des 
Vorhabens – gegebenenfalls verbunden mit Schutzanordnungen und sonstigen 
Nebenbestimmungen – durch Erlass eines Planfeststellungsbeschlusses oder die 
Ablehnung des Antrags auf Planfeststellung in Betracht. 

 
Der Planfeststellungsbeschluss wird der Heidelberg Materials Mineralik DE GmbH und 
denjenigen, über deren Einwendungen sowie den Vereinigungen, über deren 
Stellungnahmen entschieden worden ist, zugestellt (§ 74 Absatz 4 Satz 1 VwVfG). Eine 
Ausfertigung des Beschlusses ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung und einer Ausfertigung 
des festgestellten Plans in den Gemeinden zwei Wochen zur Einsicht auszulegen und die 
Auslegung ortsüblich bekannt zu machen (§ 74 Absatz 4 Satz 2 VwVfG). Mit dem Ende 
der Auslegungsfrist gilt der Beschluss gegenüber den übrigen Betroffenen als zugestellt 
(§ 74 Absatz 4 Satz 4 VwVfG). 
 
Sind außer an die Heidelberg Materials Mineralik DE GmbH als Träger des Vorhabens 
mehr als 50 Zustellungen an Einwender und diejenigen, die Stellungnahmen abgegeben 
haben, vorzunehmen, können diese Zustellungen durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden (§ 74 Absatz 5 Satz 1 VwVfG). 
 

6. Aufgrund der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) informiert das Landesamt für 
Bergbau, Geologie und Rohstoffe über die Verarbeitung von personenbezogenen Daten, 
unter anderem über die Rechte der „Betroffenen“, deren personenbezogene Daten 
verarbeitet werden. Die Datenschutzerklärung ist über folgenden Link verfügbar: 
https://lbgr.brandenburg.de/lbgr/de/datenschutz/  

 
 
Müncheberg, den 30. Juli 2026 
 
 
gez.:  

 
 


